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Entscheidende Behörde 

UVS Tirol 

Entscheidungsdatum 

14.11.2006 

Geschäftszahl 

2006/17/1473-2 

Spruch 

Der Unabhängige Verwaltungssenat in Tirol entscheidet durch sein Mitglied Dr. Felizitas Schiessendoppler-
Luchner über die Berufung des P. J., XY-Straße 37, D-R. /R., gegen das Straferkenntnis der 
Bezirkshauptmannschaft Reutte vom 24.04.2006, Zl SG-32-2006, nach öffentlicher mündlicher Verhandlung, 
wie folgt: 
 

Gemäß § 66 Abs 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG) in Verbindung mit §§ 24 und 51 
Verwaltungsstrafgesetz 1991 (VStG) wird die Berufung als unbegründet abgewiesen. 
 

Gemäß § 64 Abs 1 und 2 VStG hat der Berufungswerber einen Beitrag zu den Kosten des Berufungsverfahrens 
in Höhe von 20 Prozent der verhängten Strafe, das sind Euro 290,60, zu bezahlen. 
 

Der Spruch des erstinstanzlichen Straferkenntnisses wird insofern berichtigt, als die übertretene Norm § 23 Abs 
1 Z 8 GütbefG iVm Art 6 Abs 4 der VO 881/92 idF der VO 484/2002 zu lauten hat. 

Text 

Mit dem angefochtenen Straferkenntnis wurde dem Berufungswerber spruchgemäß folgender Sachverhalt zur 
Last gelegt: 
 

„Tatzeit: 31.03.2006, 07:20 Uhr 

Tatort: B 179, km 46.600 

Fahrzeug: Sattelzugfahrzeug, XY 
 

Sie haben als Verantwortlicher der Firma J. P. in R., XY-Straße 37, diese ist Zulassungsbesitzerin des 
angeführten KFZ, nicht dafür Sorge getragen, dass die Bestimmungen des Güterbeförderungsgesetzes 
eingehalten wurden. Das Fahrzeug wurde zum angeführten Zeitpunkt am angeführten Ort von dem 
nigerianischen Staatsangehörigen A. C., welcher als nigerianischer Staatsbürger Staatsangehöriger eines 
Drittstaates ist, gelenkt, wobei festgestellt wurde, dass das gegenständliche KFZ zur gewerbsmäßigen 
Beförderung von Gütern von einem Orte, welcher außerhalb des Bundesgebietes liegt, in das Bundesgebiet oder 
durch das Bundesgebiet hindurch, oder von einem innerhalb des Bundesgebietes liegenden Ort in das Ausland 
verwendet wird, obwohl dies nur Unternehmern gestattet ist, die nach den im Staat des Standortes ihres 
Unternehmens geltenden Vorschriften zur Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen befugt sind und Inhaber 
einer der folgenden Berechtigungen sind: Gemeinschaftslizenz gemäß der Verordnung (EWG) Nr 881/92, oder 
einer Genehmigung auf Grund der Resolution des Rates der Europäschen Konferenz der Verkehrsminister 
(CEMT) vom 14. Juni 1973, oder einer Bewilligung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie für den Verkehr nach, durch oder aus Österreich, oder aufgrund zwischenstaatlicher Abkommen 
vergebene Genehmigung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie. Lenkt ein Fahrer aus 
einem Drittstaat das Fahrzeug, so hat dieser eine Fahrerbescheinigung mitzuführen. Das KFZ war auf der Fahrt 
von D-47138 Duisburg nach I-36051 Olmo di Creazzo und hatte Folgendes geladen: Bleche. Sie haben dem 
Lenker keine Fahrerbescheinigung nach dem Muster der Verordnung EG 484/2002 ausgefolgt.“ 
 

Hierdurch habe er die Rechtsvorschrift des § 23 Abs 1Z 9 GütbefG iVm Art 6 Abs 4 der VO 881/92 idF der VO 
484/2002 verletzt, weshalb über ihn eine Geldstrafe in Höhe von Euro 1.453,00 (Ersatzfreiheitsstrafe 2 Tage) 
verhängt wurde. 
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In seiner dagegen fristgerecht eingebrachten Berufung wird unter Verweis auf den Einspruch vorgebracht, dass 
es sich um eine Ausnahmesituation wegen plötzlicher Krankheit gehandelt habe. Aufgrund der Dringlichkeit der 
Terminsendung sei Herr A. eingesetzt worden. Die Fahrerbescheinigung sei sofort beantragt und in der Folge 
durchgefaxt worden. Der Berufungswerber beantragt ein Vorgehen nach § 21 VStG bzw den Ausspruch einer 
Ermahnung. 
 

Beweis wurde aufgenommen durch Einsicht in den erstinstanzlichen Akt der Bezirkshauptmannschaft Reutte. 
Der Berufungswerber ist zur mündlichen Berufungsverhandlung trotz ausgwiesener Ladung nicht erschienen. 
Auf seine Einvernahme wurde verzichtet. 
 

Der Unabhängige Verwaltungssenat in Tirol hat über die gegenständliche Berufung wie folgt erwogen: 

Am 31.03.2006, um 07:20 Uhr lenkte der nigerianische Staatsbürger A. C. das Sattelzugfahrzeug mit dem 
amtlichen Kennzeichen XY (D) samt Anhänger mit dem amtlichen Kennzeichen XY (D) auf der B 179. Der 
Lenker war auf der Fahrt von Duisburg (Deutschland) nach Olmo di Creazzo (Italien) unterwegs. 
 

Bei km 46.600 wurde der Lenker durch Beamte der Polizeiinspektion Vils einer Fahrzeugkontrolle unterzogen, 
wobei der Lenker keine Fahrerbescheinigung vorweisen konnte. Herr A. war an diesem Tag für einen Kollegen 
eingesprungen und wurde der Antrag auf Fahrerbescheinigung am Vortag, dem 30.03.2006, gestellt. 
 

Der Berufungswerber scheint als Zulassungsbesitzer des Sattelzugfahrzeuges auf. 
 

Der festgestellte Sachverhalt unterliegt nachstehender Beweiswürdigung: 

Die getroffenen Feststellungen hinsichtlich Tatzeit, Tatort und Fahrzeug ergeben sich eindeutig aus der diesem 
Verwaltungsstrafverfahren zugrunde liegenden Anzeige der Polizeiinspektion Vils vom 02.04.2006, welche sich 
insoweit unbestritten darstellt. Selbiges gilt für die Eigenschaft des Berufungswerbers als Zulassungsbesitzer. 
 

Dass der Lenker bei der Fahrzeugkontrolle keine Fahrerbescheinigung vorweisen konnte, steht offenkundig fest 
und wird vom Berufungswerber nicht in Abrede gestellt. Aus dem im Akt beiliegenden Antrag ergibt sich, dass 
der Berufungswerber am 30.03.2006 einen Antrag auf Fahrerbescheinigung für den Lenker C. A. gestellt hat. 
Den Angaben des Berufungswerbers wird auch insofern Glauben geschenkt, als der nigerianische Lenker 
kurzfristig für diesen Transport eingesetzt wurde. 
 

In rechtlicher Hinsicht folgt daraus: 

Aufgrund der Absender- und Empfängerdaten der vorliegenden Fracht liegt eine innergemeinschaftliche 
Beförderung vor, welche sowohl der VO 881/92 als auch dem Güterbeförderungsgesetz unterliegt. 
 

Die vorliegend relevanten Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr 881/92 des Rates vom 26.3.1992 (über den 
Zugang zum Güterverkehrsmarkt in der Gemeinschaft für Beförderungen aus und nach einem Mitgliedsstaat 
oder durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten idF der Verordnung (EG) Nr 484/2002 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 01. März 2002 zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr 881/92 und (EG) Nr 
3118/93 des Rates hinsichtlich der Einführung einer Fahrerbescheinigung, ABl Nr L076 vom 19. März 2002, S 1 
bis 6, lauten unter anderem wie folgt: 
 

Artikel 3 Abs 1 normiert, dass der grenzüberschreitende Verkehr einer Gemeinschaftslizenz unterliegt, dies in 
Verbindung – sofern der Fahrer Staatsangehöriger eines Drittstaates ist – mit einer Fahrerbescheinigung. 
 

Artikel 3 Abs 3 normiert, dass die Fahrerbescheinigung von einem Mitgliedstaat gemäß Artikel 6 jedem 
Verkehrsunternehmer ausgestellt wird, der Inhaber einer Gemeinschaftslizenz ist und der 

in diesem Mitgliedstaat Fahrer, die Staatsangehörige eines Drittlandes sind, rechtmäßig beschäftigt oder Fahrer 
rechtmäßig einsetzt, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind und ihm als Arbeitskraft gemäß den 
Bestimmungen zur Verfügung gestellt werden, die in diesem Mitgliedstaat für die Beschäftigung und die 
Berufsausbildung von Fahrern durch Rechtsvorschriften und Verwaltungsvorschriften und gegebenenfalls 
Tarifverträge nach den in diesem Mitgliedstaat geltenden Vorschriften festgelegt wurden. 
 

Artikel 4 führt aus wie folgt: 

(1) Die Gemeinschaftslizenz gemäß Artikel 3 ersetzt – soweit es vorhanden ist – das von den zuständigen 
Behörden des Niederlassungsmitgliedstaats ausgestellte Dokument, in dem bescheinigt wird, dass der 
Transportunternehmer zum grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrsmarkt zugelassen ist. Sie ersetzt für die 
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unter diese Verordnung fallenden Beförderungen auch die gemeinschaftlichen bzw die unter Mitgliedstaaten 
ausgetauschten bilateralen Genehmigungen, die bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung erforderlich sind. 

(2) Die Fahrerbescheinigung gemäß Artikel 3 bestätigt, dass im Rahmen einer Beförderung auf der Straße, für 
die eine Gemeinschaftslizenz besteht, der diese Beförderung durchführende Fahrer, der Staatsangehöriger eines 
Drittstaats ist, in dem Mitgliedstaat, in dem der Verkehrsunternehmer ansässig ist, gemäß den Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften und gegebenenfalls, je nach den Vorschriften dieses Mitgliedstaats, gemäß den 
Tarifverträgen über die Bedingungen für die Beschäftigung und Berufsausbildung von Fahrern beschäftigt ist, 
um dort Beförderungen auf der Straße vorzunehmen. 

... 
 

In Artikel 6 Abs 1 ist festgehalten, dass die Fahrerbescheinigung gemäß Artikel 3 von den zuständigen Behörden 
des Niederlassungsmitgliedstaates des Verkehrsunternehmens ausgestellt wird. Abs 2 normiert, dass die 
Fahrerbescheinigung von dem Mitgliedstaat auf Antrag des Inhabers der Gemeinschaftslizenz für jeden Fahrer 
ausgestellt wird, der Staatsangehöriger eines Drittstaates ist und den er rechtmäßig beschäftigt bzw der ihm 
gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften und gegebenenfalls, je nach den Vorschriften dieses 
Mitgliedstaates, gemäß den Tarifverträgen über die in diesem Mitgliedstaat geltenden Bedingungen für die 
Beschäftigung und Berufsausbildung von Fahrern rechtmäßig zur Verfügung gestellt wird. Mit der 
Fahrerbescheinigung wird bestätigt, dass der darin genannte Fahrer unter den in Artikel 4 festgelegten 
Bedingungen beschäftigt ist. Nach Abs 4 ist die Fahrerbescheinigung den Kontrollberechtigten auf Verlangen 
vorzuzeigen. 
 

Gemäß § 23 Abs 1 Z 8 GütbefG begeht eine Verwaltungsübertretung wer als Unternehmer nicht dafür sorgt, 
dass die gemäß der Verordnung (EWG)Nr 881/92 erforderlichen Gemeinschaftslizenzen oder 
Fahrerbescheinigungen mitgeführt werden; § 23 Abs 1 iVm Abs 4 GütbefG sieht eine Geldstrafe bis zu Euro 
7.267,00 vor, wobei für Verwaltungsübertretungen nach Abs 1 Z 8 leg cit eine Mindeststrafe von Euro 1.453,00 
vorgesehen ist. 
 

Im vorliegenden Fall wurde das Sattelzugfahrzeug von einem Staatsangehörigen eines Drittstaates gelenkt, 
sodass das Mitführen der Fahrerbescheinigung nach obzitierten Bestimmungen verpflichtend ist. Der 
Berufungswerber ist daher seiner Sorgfaltspflicht nicht nachgekommen, sodass die objektiven 
Tatbestandselemente des § 23 Abs 1 Z 8 GütbefG iVm Art 6 Abs 4 der VO 881/92 idF der VO 484/2002 
verwirklicht wurden. 
 

Hinsichtlich der subjektiven Tatseite ist auszuführen, dass es sich gemäß § 5 Abs 1 zweiter Satz VStG um ein 
Ungehorsamsdelikt handelt. Für derartige Delikte ist vorgesehen, dass ohne weiteres von Fahrlässigkeit 
auszugehen ist, wenn der Täter nicht glaubhaft macht, dass ihn an der Verletzung kein Verschulden trifft. Um 
der „Glaubhaftmachung“ nachzukommen, hat der Beschuldigte initiativ alles darzulegen, was für seine 
Entlastung spricht, insbesondere ein geeignetes Tatsachenvorbringen zu erstatten und entsprechende 
Beweismittel vorzulegen oder konkrete Beweisanträge zu stellen. 
 

Der Berufungswerber macht im vorliegenden Fall die Dringlichkeit der Lieferung sowie das Vorliegen einer 
Ausnahmesituation geltend. Herr A. sei unverhofft wegen der Erkrankung seines Kollegen auf diesem Fahrzeug 
eingesetzt worden. Normalerweise sei er nur im innerdeutschen Verkehr eingesetzt. Dieses Vorbringen ist nicht 
geeignet, mangelndes Verschulden anzunehmen, zumal der Berufungswerber jedenfalls verpflichtet ist, dem 
Lenker eine Fahrerbescheinigung rechtzeitig auszuhändigen. Dass der diesbezügliche Antrag am Vortag gestellt 
wurde, vermag daran nichts zu ändern. 
 

Strafzumessung: 

Nach § 19 Abs 1 VStG ist Grundlage für die Bemessung der Strafe stets das Ausmaß der mit der Tat 
verbundenen Schädigung oder Gefährdung derjenigen Interessen, deren Schutz die Strafdrohung dient und der 
Umstand, inwieweit die Tat sonst nachteilige Folgen nach sich gezogen hat. 
 

Nach § 19 Abs 2 VStG sind im ordentlichen Verfahren überdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in 
Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung 
bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. 
Unter Berücksichtigung der Eigenart des Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches 
sinngemäß anzuwenden. Die Einkommens-, Vermögens- und Familienverhältnisse des Beschuldigten sind bei 
der Bemessung von Geldstrafen zu berücksichtigen. 
 

Gemäß § 20 VStG kann die Mindeststrafe bis zur Hälfte unterschritten werden, wenn die Milderungsgründe die 
Erschwerungsgründe beträchtlich überwiegen. Davon kann aber im gegenständlichen Fall nicht gesprochen 
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werden. Der einzige zu berücksichtigende Milderungsgrund der verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit 
bedeutet noch kein beträchtliches Überwiegen der Milderungsgründe über die Erschwerungsgründe im Sinne des 
§ 20 VStG (VwGH 20.9.2000, Zl 2000/03/0151; ua). 
 

Der Unrechtsgehalt der Verwaltungsübertretung ist nicht unerheblich. Dem Berufungswerber ist als 
Verschuldensgrad unter Verweis auf obige Ausführungen Fahrlässigkeit zur Last zu legen. Die bisherige 
Unbescholtenheit wurde mildernd gewertet, erschwerende Umstände waren nicht zu berücksichtigen. 
 

Die verhängte Geldstrafe in Höhe von Euro 1.453,00 erscheint in Anbetracht obgenannter 
Strafzumessungskriterien und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass es sich bei diesem Betrag ohnehin um 
die in § 23 Abs 1 iVm Abs 4 GütbefG normierte Mindeststrafe handelt, jedenfalls schuld- und tatangemessen. 
Dies auch unter Berücksichtigung von allenfalls bestehenden ungünstigen Einkommens- Familien- oder 
Vermögensverhältnissen. 
 

Die Spruchberichtigung war vorzunehmen, da im Spruch des angefochtenen Bescheides offenbar die falsche 
Ziffer des § 23 Abs 1 GütbefG handelt. Durch die Berichtigung kommt es zu keiner Sachverhaltsänderung. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


